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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 

1. der  
 
 

Beschwerdeführerinnen, 

 
gegen 

 
1. den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts für das 

Land Nordrhein-Westfalen vom 1. Dezember 2020          
– 10 B 1853/20 – 

2. den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 1. Dezember 2020           
– 10 E 887/20 – 

3. den Entwurf eines Wohnraumstärkungsgesetzes 

 

 
hat die 1. Kammer des  

 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

 

am 26. Januar 2021 

durch  

 
die Präsidentin Dr. B r a n d t s ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

einstimmig beschlossen:  
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Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 

 

G r ü n d e : 

 

I. 

 

Die Beschwerdeführerinnen wenden sich gegen zwei Beschlüsse des Oberverwal-

tungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen über die Zurückweisung von An-

hörungsrügen. Zugleich wenden sie sich unmittelbar „gegen das Wohnraumstär-

kungsgesetz“. 

 

II. 

 

1. Der Verfassungsgerichtshof ist ordnungsgemäß besetzt. Die Empfehlung des 

Ministerkomitees des Europarats CM/Rec(2010)12, Richter: Unabhängigkeit, Effi-

zienz und Verantwortung, vom 17. November 2010, Abschnitt VI Nr. 46 über die 

(Aus-)Wahl und den beruflichen Werdegang von Richtern steht dem, wie die 

Kammer in dem die Beschwerdeführerinnen betreffenden Beschluss vom 

10. September 2020 – VerfGH 109/20.VB-1 (juris, Rn. 2) bereits ausgeführt hat, 

nicht entgegen. 

  

2. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen        

(VerfGHG) vom 14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofge-

setzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 400), durch die Kammer zurückgewiesen, 

weil sie unzulässig ist.  

Die Beschwerdeführerinnen haben die Möglichkeit einer Verletzung in einem ihrer 

in der Landesverfassung enthaltenen Rechte nicht hinreichend dargelegt (vgl. § 18 
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Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1, § 55 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 VerfGHG). Ihr Vortrag er-

möglicht dem Verfassungsgerichtshof aus sich heraus keine umfassende ver-

fassungsrechtliche Sachprüfung, ohne in den der Beschwerdeschrift beigefügten 

Anlagen nach möglichen Rechtsverletzungen suchen oder Akten beiziehen zu 

müssen. Zudem kann das Wohnraumstärkungsgesetz, mit dem sich die Be-

schwerdebegründung ohnehin nicht auseinandersetzt, die Beschwerdeführerinnen 

nicht in ihren Rechten verletzen, weil es noch nicht in Kraft getreten ist. Der Ge-

setzentwurf der Landesregierung vom 9. Dezember 2020 (LT-Drs. 17/12073) wur-

de nach der 1. Lesung am 16. Dezember 2020 an die Ausschüsse überwiesen 

(vgl. LT-Plenarprotokoll 17/112, S. 122). 

 

Von einer weiteren Begründung wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 4 VerfGHG abgese-

hen. 

 

3. Ihre Auslagen sind den Beschwerdeführerinnen nicht zu erstatten. § 63 Abs. 4 

VerfGHG sieht eine Auslagenerstattung nur für den hier nicht vorliegenden Fall 

eines Obsiegens des Beschwerdeführers vor. 

 

 

Dr. Brandts Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


